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ordnung (FESchVO)

Auskunft erteilt:
RR Jürgen Blick
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Juergen.Blick@msb.nrw.de

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

anliegend übersende ich den Entwurf der o. a. Änderungsverordnung mit 
der Bitte, die Zustimmungen des Ausschusses für Schule und Bildung 
und des Haushalts- und Finanzausschusses hierzu herbeizuführen. Das 
Beteiligungserfordernis ergibt sich aus § 115 Abs. 1 SchuIG NRW.

Ich bitte, die Elfte Änderungsverordnung zur Ersatzschulfinanzierungs­
verordnung auf die Tagesordnung der Ausschusssitzung des Ausschus­
ses für Schule und Bildung und des Haushalts- und Finanzausschusses 
zu setzen und eine baldmögliche Beschlussfassung herbeizuführen, da­
mit ein zeitnahes Inkrafttreten der Verordnung erfolgen kann.

Zum Inhalt der Verordnung nehme ich auf die beigefügte Begründung 
Bezug.

.freundlichen Grüßen

Dorothee Feller

Anschrift:
Völklinger Straße 49 
40221 Düsseldorf
Telefon 0211 5867-40
Telefax 0211 5867-3220
poststelle@msb.nrw.de 
www.schulministerium.nrw.de
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Elfte Verordnung zur Änderung 

 

der Ersatzschulfinanzierungsverordnung 

 

Vom XX. Monat 2026 

 

Auf Grund des § 115 Absatz 1 des Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 

102), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2025 (GV. NRW. S. 501) 

geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Schule und Bildung im Einvernehmen mit 

Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung und dem Ministerium der 

Finanzen sowie mit Zustimmung der für Schulen und für Haushalt und Finanzen zuständigen 

Landtagsausschüsse: 

 

Artikel 1 

 

Die Ersatzschulfinanzierungsverordnung vom 18. März 2005 (GV. NRW. S. 230, ber. S. 424 

u. S. 635), die zuletzt durch Verordnung vom 24. März 2025 (GV. NRW. S. 334) geändert 

worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „SchulG“ durch die Angabe „des Schulgesetzes NRW vom 

15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „SchulG“ durch die Angabe „des Schulgesetzes NRW“ 

ersetzt. 

 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Abs. 1 SchulG“ durch die Angabe „Absatz 1 des 

Schulgesetzes NRW“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 8 wird die Angabe „47“ durch die Angabe „48“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird jeweils die Angabe „Abs.“ durch die Angabe „Absatz“, die Angabe „Nr.“ 

durch die Angabe „Nummer“ sowie jeweils die Angabe „SchulG“ durch die Angabe „des 

Schulgesetzes NRW“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 und 3 wird jeweils die Angabe „SchulG“ durch die Angabe „des Schulgesetzes 

NRW“ ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 und 3 wird jeweils die Angabe „SchulG“ durch die Angabe „des Schulgesetzes 

NRW“ ersetzt. 

bb) In Satz 5 wird die Angabe „hiernach verbleibenden Jahrgänge der Sekundarstufe II“ durch 

die Angabe „Jahrgangsstufe 12“ ersetzt. 

e) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Der jährliche Pauschalbetrag für die Personalbedarfspauschale und die 

Personalnebenkostenpauschale bemisst sich auf der Grundlage der zum 1. Januar des 

jeweiligen Haushaltsjahres geltenden Tarifverträge für den öffentlichen Dienst der Länder 

1. nach dem 12-fachen monatlichen Grundentgelt für eine Stelle nach der Entgeltgruppe 13, 

Stufe 1, zuzüglich 40 Prozent dieses monatlichen Grundentgelts (Jahressonderzuwendung) 



und  

2. zuzüglich 30 Prozent (pauschalierter Sozialversicherungszuschlag).“ 

f) In Absatz 7 wird die Angabe „Abs. 2 SchulG“ durch die Angabe „Absatz 2 des 

Schulgesetzes NRW“ ersetzt. 

 

3. In § 7 Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe „2 650“ durch die Angabe „3 930“, 

die Angabe „3 400“ durch die Angabe „5 050“,  

die Angabe „2 860“ durch die Angabe „4 240“,  

die Angabe „3 650“ durch die Angabe „5 420“,  

die Angabe „1 276 130“ durch die Angabe „1 893 780“,   

die Angabe „2 595 760“ durch die Angabe „3 852 110“ und   

die Angabe „3 480 360“ durch die Angabe „5 164 850“ ersetzt. 

 

4. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Abs. 1 SchulG“ durch die Angabe „Absatz 1 des 

Schulgesetzes NRW“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

cc) In dem neuen Satz 4 wird die Angabe „Abs. 4 SchulG“ durch die Angabe „Absatz 4 des 

Schulgesetzes NRW“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 wird die Angabe „Abs. 4 SchulG“ durch die Angabe „Absatz 4 des 

Schulgesetzes NRW“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Angabe „Abs. 7 oder 11 SchulG“ durch die Angabe „Absatz 7 oder 

11 des Schulgesetzes NRW“ sowie die Angabe „Abs. 10 SchulG“ durch die Angabe „Absatz 

10 des Schulgesetzes NRW“ ersetzt. 

 

5. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „SchulG“ durch die Angabe „des Schulgesetzes NRW“ und die 

Angabe „46“ durch die Angabe „50“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „Abs. 4 SchulG“ durch die Angabe „Absatz 4 des Schulgesetzes 

NRW“ ersetzt. 

 

6. Die Anlage 2a erhält die aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

 

7. Die Anlage 5 erhält die aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

 

8. Anlage 7 wird aufgehoben. 

 

9. In Nummer 1 Buchstabe b der Anlage 8.7 wird die Angabe „47%“ durch die Angabe 

„48%“ ersetzt. 

 

10. Anlage 8.12 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 3 wird die Angabe „47%“ durch die Angabe „48%“ und die Angabe „53%“ durch 

die Angabe „52%“ ersetzt. 

b) In Satz 4 und in Nummer 1 Buchstabe b wird jeweils die Angabe „53%“ durch die Angabe 

„52%“ ersetzt. 

 

 

 

 



Artikel 2 

 

(1) Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b tritt mit Wirkung vom 1. August 2025 in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 3, Nummer 5 Buchstabe a und Nummer 7 tritt mit Wirkung vom 1. 

Januar 2026 in Kraft. 

(3) Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe d Doppelbuchstabe bb und Buchstabe e tritt am 1. August 

2026 in Kraft. 

(4) Im Übrigen tritt diese Verordnung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 

 

Düsseldorf, den X. Monat 2026 

 

 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

Dorothee F e l l e r  



Begründung: 
 

 
 

I. 

Vorbemerkung 

 

Mit der Elften Verordnung zur Änderung der Ersatzschulfinanzierungsverordnung 
erfolgt die schulgesetzlich turnusmäßig vorgeschriebene Anpassung der Sachkosten- 
und Bewirtschaftungs-pauschalen sowie der Baukostenrichtsätze.  
 
Daneben wird der veränderte Lehrerstellenschlüssel für Gesamtschulen zeit- und 
wirkungsgleich auf entsprechende Ersatzschulen übertragen, die 
Berechnungsgrundlage für die Personalbedarfs- und -nebenkostenpauschale im Zuge 
der Anhebung des Eingangsamts für Schulformen der Primarstufe und der 
Sekundarstufe I auf A13 vereinheitlicht und der seit dem Wegfall des vierten 
dezentralen Abiturfachs an Waldorfschulen nicht mehr gerechtfertigte Stellenzuschlag 
für die Jahrgangstufe 13 aufgehoben.  
 
Im Übrigen erfolgen redaktionelle Anpassungen und Folgeänderungen. 
 

 

II. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

 

Artikel 1 

 

Zu Nummer 1 (§ 1): 

 
Die Vorgaben zur Rechtsetzung sehen für die Zitierung von Rechtsnormen die 
einmalige Nennung des Vollzitats und im Folgenden die Verwendung der 
Kurzbezeichnung vor. Aufgrund dessen wird nunmehr bei der erstmaligen Zitierung 
des Schulgesetzes das Vollzitat „des Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005 (GV. 
NRW. S. 102) in der jeweils geltenden Fassung“ und im Anschluss daran im Sinne 
einer einfacheren Lesbarkeit die Kurzbezeichnung „des Schulgesetzes NRW“ 
verwendet.  
 
Zu Nummer 2 (§ 3): 
 
Die rein redaktionellen Änderungsbefehle a), c), d) aa) und f) setzen um, dass die 
Bezugnahme auf eine Rechtsnorm nach den Vorgaben zur Rechtsförmlichkeit nach 
erstmaliger Benennung im Vollzitat (s. Nummer 1) mit der Kurzbezeichnung, im Genitiv 
und mit dem bestimmten Artikel zu erfolgen hat. Zudem werden durch die 
Änderungsbefehle c) aa) und f) nicht mehr in Rechtsnormen vorgesehene 
Abkürzungen nun ausgeschrieben. 



Mit der Änderung in Befehl b) wird die mit dem Haushalt 2025 erfolgte Anpassung des 
Verhältnisses von Lehrerstellen der Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt zu Stellen der 
Laufbahngruppe 2 1. Einstiegsamt (früher höherer Dienst / gehobener Dienst) an 
Gesamtschulen nun auch im Ersatzschulbereich umgesetzt.   
 
Der fünfprozentige Zuschlag für die der Sekundarstufe II zugerechneten Jahrgänge an 
Waldorfschulen wird mit Befehl d) bb) auf die Jahrgangsstufe 12 beschränkt, da nach 
dem Wegfall des vierten dezentralen Abiturprüfungsfachs (Änderungen der PO-
Waldorf durch Art. 7 der Änderungsverordnung v. 2. April 2025, GV. NRW. 2025 S. 
376) in der Jahrgangsstufe 13 nunmehr keine waldorfspezifischen Besonderheiten 
verbleiben, die einen Stellenzuschlag gegenüber den Oberstufenjahrgängen anderer 
allgemeinbildender Schulformen rechtfertigen. Mit dem Wegfall des o.g. Zuschlags für 
die Jahrgangsstufe 13 wird auch eine bereits seit vielen Jahren durch den 
Landesrechnungshof erhobene Forderung umgesetzt.   
 
Mit Änderungsbefehl e) wird als sachlogische Folge zur Anhebung des Eingangsamts 
für Lehrkräfte in den Schulformen der Primarstufe und der Sekundarstufe I nach A13 
auch die für diese Schulformen maßgebliche Berechnungsgrundlage für die 
Personalbedarfs- und -nebenkosten-pauschale angepasst. Ab dem Schuljahr 
2026/2027 ist nun für alle Schulformen einheitlich das für mit A13 vergleichbare 
Tarifentgelt nach EG 13 zugrunde zu legen.    
 
 
Zu Nummer 3 (§ 7): 
 
Die Kostenrichtsätze für Baumaßnahmen sind nach § 110 Absatz 6 Satz 3 Schulgesetz 
NRW jeweils nach fünf Jahren unter Berücksichtigung des vom Statistischen 
Bundesamt veröffentlichten Preisindexes für Wohngebäude (Bauleistungen am 
Bauwerk) zu überprüfen und anzupassen. Die letzte Änderung der Kostenrichtsätze 
trat zum 1. Januar 2021 in Kraft und berücksichtigte die Indexentwicklung von 2015 
bis 2020 (jeweils III. Quartal). Bei der aktuellen Anpassung ist nunmehr die 
Indexentwicklung von 2020 bis 2025 (jeweils III. Quartal) zugrunde zu legen. 
Angesichts der in diesem Vergleichszeitraum festzustellenden Steigerung der 
Baukosten von 48,4 % sind die Kostenrichtsätze mit Wirkung vom 1. Januar 2026 
entsprechend anzuheben. 
 
 
Zu Nummer 4 (§ 10): 
 
Die Aufhebung der Nachweispflicht (Änderungsbefehl a) bb)) folgt der bereits mit der 
Zehnten Änderungsverordnung zur FESchVO erfolgten Ablösung des LES-Budgets 
durch die neuen Mehrbedarfsvorgaben des § 3a für das Gemeinsame Lernen. 
 
Zu den weiteren, rein redaktionellen Änderungen wird auf den ersten Absatz der 
Begründung zu Nummer 2 verwiesen.  
 
 
Zu Nummer 5 (§ 14): 
 
Die Bewirtschaftungspauschale ist nach § 108 Absatz 4 SchulG NRW alle drei Jahre 
entsprechend der Entwicklung des vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten 



Preisindexes für die Lebenshaltung der privaten Haushalte in Deutschland 
(Gesamtindex) anzupassen. Sie ist zuletzt mit Wirkung zum 1. Januar 2023 anhand 
der Entwicklung des o.g. Indexes im Vergleichszeitraum September 2019 bis 
September 2022 angehoben worden. Aufgrund der Steigerung des Indexes im 
Zeitraum von September 2022 bis September 2025 um 8,8 % ist nunmehr eine 
entsprechende Anhebung der Bewirtschaftungspauschale von derzeit 46 Euro auf 
künftig 50 Euro (kaufmännische Rundung auf vollen Eurobetrag, s. VV Nr. 5.5.1 zu § 
5 FESchVO) vorzunehmen (Änderungsbefehl a). 
 
Zu den weiteren, rein redaktionellen Änderungen wird auf den ersten Absatz der 
Begründung zu Nummer 2 verwiesen.  
 
 
Zu Nummer 6 (Anlage 2a): 
 
Die Anlage 2a, die zur Stellenberechnung einer Schule dient, ist an erfolgte 
Rechtsänderungen anzupassen. So trägt das abgeänderte Formular nun der 
vereinheitlichten Berechnung der Personalbedarfs- und -nebenkostenpauschale mit 
Nummer 3c Rechnung und unterscheidet folgerichtig nicht mehr zwischen der 
Berechnung für Gymnasien, Weiterbildungskollegs und Berufskollegs sowie den 
anderen Schulformen. An mehreren Stellen kann wegen dieser Vereinheitlichung auch 
auf separate Auflistungen für identische Mehrbedarfe innerhalb eines Schuljahres 
verzichtet werden, wodurch das Formular verschlankt werden konnte. Daneben wird 
als Folgeanpassung zu Nummer 2 d) bb) der Waldorfzuschlag Sekundarstufe II nun in 
der Auflistung der „Stellenzuschläge für zusätzliche Unterrichtsbedarfe“ auf die 
Jahrgangsstufe 12 beschränkt. Zudem werden veraltete Mehrbedarfsbezeichnungen 
(z.B. „Muttersprachlicher Unterricht“ jetzt „Herkunftssprachlicher Unterricht“, 
„Integrationshilfen“ jetzt „Integrationsstellen“) aktualisiert.      
 
 
Zu Nummer 7 (Anlage 5): 
 
Die in Anlage 5 zur FESchVO normierten Werte der Sachkosten-pauschale sind 
ebenso wie die Bewirtschaftungspauschale (s. Nummer 5) entsprechend der 
Entwicklung des Preisindexes für die Lebenshaltung im Dreijahresrhythmus und daher 
nun um 8,8 % mit Wirkung vom 1. Januar 2026 anzuheben (vgl. § 108 Absatz 4 
SchulG). 
 
 
Zu Nummer 8 (Anlage 7): 
 
Folgeänderung zu Nummer 4. 
 
 
Zu Nummern 9 und 10 (Anlagen 8.7 und 8.12): 
 
Folgeänderungen zu Nummer 2 Buchstabe b). 
 
 
 
 



 

Artikel 2 
 
 

Zu Absatz 1: 

Artikel 1 Nummer 2 b) tritt rückwirkend zum 1. August 2025 in Kraft, damit die mit dem 
Haushalt 2025 ab Schuljahresbeginn 2025/2026 erfolgte Veränderung des 
Stellenverhältnisses an Gesamtschulen auch zeitgleich für private Ersatzschulen 
dieser Schulform umgesetzt wird.  
 

Zu Absatz 2: 

Artikel 1 Nummer 3, Nummer 5 a) und Nummer 7 tritt rückwirkend zum 1. Januar 2026 
in Kraft, damit die dort geregelten Anpassungen der Pauschalen entsprechend der 
jeweils gesetzlich vorgeschriebenen Turni (s. Ausführungen zu o.g. Nummern) 
umgesetzt werden. 
Maßgeblich ist hier das Haushaltsjahr, nicht das Schuljahr. 
 

Zu Absatz 3: 

Die Beschränkung des bisherigen Waldorfzuschlags für die Sekundarstufe II auf die 
Jahrgangsstufe 12 wird zu Beginn des kommenden Schuljahrs umgesetzt. Eine 
inhaltlich angezeigte, zeitgleich mit dem Wegfall des dezentralen Prüfungsfachs zum 
Schuljahresbeginn 2025/2026 gebotene Streichung für die Jahrgangsstufe 13 kann 
nicht erfolgen, weil dies aus Vertrauensschutzgründen untunlich ist. Gleichzeitig wird 
aufgrund der zum Schuljahresbeginn 2026/2027 erfolgenden Anhebung des 
Eingangsamts für Lehrkräfte von Primar- und Sekundarstufe-I-Schulformen auf nun 
einheitlich A13 mit Nummer 2 e) die Umstellung auf eine nun für alle Schulformen 
einheitliche Berechnungsgrundlage zur Ermittlung der Personalbedarfs- und -
nebenkostenpauschale umgesetzt. 
 
Zu Absatz 4: 

Im Übrigen tritt die Verordnung am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 
 
 
 



Anlage 2a - Seite 1 -

 

 

 
Bezeichnung der Schule: 
 
Schulform: 

1. Grundstellen für den normalen Unterrichtsbedarf (§ 107 Abs. 1 SchuIG i.V.m. § 3 FESchVO) 
 
Jahrgangsstufen oder Schulformen 
nach Relationen aufgeteilt 

Schülerinnen und 
Schüler 

Schüler-Lehrer-Relation Grundstellenzahl (nach 2 Stellen 
abgebrochen) 

1-7 8-12 
   0,00 0,00 
   0,00 0,00 
   0,00 0,00 
   0,00 0,00 
   0,00 0,00 
   0,00 0,00 

 Stellen (gerundet auf 1 Dezimalstelle) 0,0 0,0  
 
nachrichtlich: 1-7 8-12 

Stellen 0,00 0,00 
 
2. Stellenzuschläge für zusätzliche Unterrichtsbedarfe 
  
Zur differenzierten Zeitraumzuordnung sind 
doppelte Einträge notwendig (siehe Fußnote 1)“ 

Schülerinnen und 
Schüler2 

Grundstellenbedarf 
mit 2 Dezimalstellen 

% 
Stellenzuschlag (nach 2 Stellen 
abgebrochen, soweit berechnet) 

1-7 8-12 

Ganztagsunterricht    0,00 0,00 
Herkunftssprachlicher Unterricht    0,00 0,00 
Integrationsstellen   0,00 0,00 
Personal- und Schwerbehinderten-
vertretung 

  0,00 0,00 

Waldorfzuschlag 10% (Primar-
/Förderstufe) 

   0,00 0,00 

Waldorfzuschlag 10% (S I/Förderstufe)    0,00 0,00 

Waldorfzuschlag 5%       
(Jahrgangsstufe 12) 

   0,00 0,00 

zusätzliche Leitungszeit      0,00 0,00 

Praxissemester    0,00 0,00 
Kein Abschluss ohne Anschluss (KAoA)    0,00 0,00 
sonstige Tatbestände3    0,00 0,00 
  Stellen (gerundet auf 1 Dezimalstelle) 0,0 0,0 

 
nachrichtlich:  

-? 
1-7 8-12 

Stellen   
0

0,00 0,00 
 

3. Summe Stellenbedarf 1. und 2.° 
 

  1-7 8-12 
   0,00 0,00 
 
  
4. Weitere Stellenzuschläge für besondere, von der Schulaufsicht anerkannte Unterrlchtsbedarfe (insb. § 106 Abs. 10 SchuIG) (nicht 
berücksichtigungsfähig für Personalbedarfs- und -nebenkostenpauschale) 

   

 6. nachrichtlich Stellen aus Nummer 1 und 25: 
 
     Stellen (Wert gem. § 3 Absatz 5 Nr. 1 zuzügl. 30 % gem. § 3 Absatz 5 Nr. 2) 
 
Personalbedarfspauschale 2,0 % Euro 
(0 Stellen x 7/12 + 0 Stellen x 5/12) x 0,02 x (Wert 
gem. § 3 Absatz 5 Nr. 1 zuzügl. 30 % gem. § 3 
Absatz 5 Nr. 2) 

0,00 

 
 
Personalnebenkostenpauschale 0,5 % Euro 
(0 Stellen x7/12 + 0 Stellen x 5/12) x 0,005 x (Wert 
gem. § 3 Absatz 5 Nr. 1 zuzügl. 30 % gem. § 3 
Absatz 5 Nr. 2) 

0,00 

 
1) Zuordnung zu Januar bis Juli (1-7) bzw. August bis Dezember (8-12) 
2) sofern relationsmäßig berechnet 
3) sofern mehrere Tatbestände zutreffen, gesonderte Aufstellung beifügen 
4) sofern Zeilen nicht ausreichen, gesonderte Aufstellung beifügen und Summen in Übersicht eintragen 
5) Besonderheiten der Altersteilzeit und des Sabbatjahres (jetzt: Jahresfreistellung) werden gesondert berechnet. 

Sollstellen-Berechnung 

sachlicher Grund4 
                                                                  (gem. gesonderter Zuweisung 

durch die obere Schulaufsichtsbehörde) 

Stellenzuschlag 
(nach 2 Stellen abgebrochen) 

1-7 8-12 

Fachleitertätigkeit   

Sonstiger Einsatz im öffentlichen Schuldienst   

   

Stellen (gerundet auf 1 Dezimalstelle) 0,0 0,0 

1-7 8-12 
 0,00 0,00 

 
5. Stellenbedarf insgesamt (Summe aus Nummer 3 und 4) 

Stichtage: 15.10. ___  15.10.



Anlage 5 (ab 01.01.2026): 

  

Sachkosten-Grundpauschale 
gemäß § 108 Absatz 1 des Schulgesetzes 

NRW 
in Verbindung mit § 5 Absatz 1 bis 4 und 8 

FESchVO 
 

Schulform Grundpau- 
schale 

Mindestan- 
zahl der 
Klassen 

Zuschlags-/ Ab- 
schlagsbetrag 

je Klasse 

Mindestpau- 
schale 

Grundschulen 
Allgemein bildende Waldorf- 
schulen P 

14.240 € 4 530 € 13.600 € 

Hauptschulen 30.470 € 6 1.410 € 25.750 € 
Realschulen 27.060 € 6 1.230 € 23.150 € 
Sekundarschulen 29.250 € 6 1.400 € 24.640 € 
Gymnasien: 
8-jähriger Bildungsgang1 

34.730 € 8 1.330 € 29.450 € 

9-jähriger 39.080 € 9 1.330 € 32.490 € 
Bildungsgang 1, 2 
Allgemein bildende 
Waldorfschulen SI/SII 
Weiterbildungskolleg3 

39.080 € 9 1.330 € 32.490 € 

Gesamtschulen 45.320 € 9 1.570 € 37.500 € 
Berufskollegs: 29.900 € 24 790 € 25.580 € 
Berufsschulen     
Berufskollegs: 41.470 € 6 3.040 € 34.810 € 
Berufsfachschulen Fachschu- 
len 
Fachoberschulen 
Förderschulen 64.030 € 24 2.020 € 52.950 € 
im berufsbildenden     
Bereich     
Förderschulen 39.200 € 10 1.200 € 32.490 € 
alle Förderschwerpunkte au- 
ßer GE, LE und ESE; 
Klinikschule 
Förderschwerpunkt Geistige 38.540 € 5 2.220 € 32.200 € 
Entwicklung 
Förderschwerpunkt 38.800 € 7 1.630 € 32.360 € 
Lernen 
Förderschwerpunkt Emotiona- 39.080 € 9 1.290 € 32.490 € 
le und soziale Entwicklung 

 

1) einschl. Aufbauform 
2) Schulversuch „Abitur an Gymnasien nach 12 oder 13 Jahren“ (Laufzeit: 2011/12 - 2023/24)  
3) umfasst Abendrealschule, Abendgymnasium und Kolleg 
Die Sachkosten-Grundpauschale ist um die auf die einzelne Ersatzschule entfallenden 
pauschalierten Mittel für die Lehrerfortbildung (Fortbildungsbudget gemäß § 108 Absatz 1 des 
Schulgesetzes NRW in Verbindung mit § 5 Absatz 8 FESchVO) - ohne Abzug einer Eigenleistung - 
aufzustocken. Die Mittelbereitstellung erfolgt durch jährlichen Haushaltserlass.  
Die für Berufspraktika an Fachschulen des Sozial- und Gesundheitswesens und bei sonstigen 
entsprechenden Bildungsgängen an Berufskollegs (Erz/AHR sowie Erz/FHR) je Klasse 
erforderlichen Reisekosten der Lehrkräfte in Höhe von bis zu 1.530 € werden zusätzlich zur 
Sachkosten-Grundpauschale verteilt auf die Gesamtdauer des jeweiligen Bildungsgangs einer 
Klasse unter genereller Anerkennung eines besonderen pädagogischen Interesses gemäß 
§ 106 Absatz 10 des Schulgesetzes NRW gewährt. 
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